
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 01.03.2024 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 025/610-13 

Vorlage: 025/2024/0007 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Gemeinderat Hahnheim 20.03.2024 4 Öff.    

Gemeinderat Hahnheim 10.10.2024 2 Öff.    

 
    

 
Ortsgemeinde Hahnheim; Bebauungsplanverfahren "Bahngelände/Bahnhofstraße, 1. Än-
derung";  
A) Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 i.V.m. § 13a Baugesetzbuch 
B) Vergabe Planungsleistung Bebauungsplan nach § 100 GemO 
C) Vergabe artenschutzrechtliche Untersuchung nach § 100 GemO 
D) Vergabe schalltechnische Untersuchung nach § 100 GemO 
 
Beschlussvorschlag: 
 
A) 
Der Gemeinderat beschließt für die städtebauliche Entwicklung einer vorhabenbezogenen Wohnbe-
bauung sowie einer Kindertagesstätte die Aufstellung eines Bebauungsplans mit Bezeichnung „Bahn-
gelände/Bahnhofstraße, 1. Änderung“ gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Bebauungsplan 
der Innentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB. Der Aufstellungsbeschluss zum 
Bebauungsplan umfasst die im vorliegenden Geltungsbereich befindlichen Grundstück der Flur 9, Nr. 
357/52 vollständig.    
 
B) 
Der Gemeinderat beschließt die Auftragsvergabe von Planungsleistungen zum Bebauungsplanverfah-
ren „Bahngelände/Bahnhofstraße, 1. Änderung“ auf Grundlage der Honorarordnung für Architekten 
und Ingenieure (HOAI) an das Planungsbüro Hendel und Partner aus Wiesbaden entsprechend dem 
vorliegenden Honorarangebot vom 22.01.2024. Die Bruttoauftragssumme beträgt 15.169,60 EUR.  
Der Gemeinderat beschließt die Auftragsvergabe als überplanmäßige Aufwendung zur Buchungsstelle 
025/51160.562590 gemäß § 100 Gemeindeordnung. 
 
C) 
Der Gemeinderat beschließt die Durchführung einer artenschutzrechtlichen Prüfung und ermächtigt 
den Ortsbürgermeister, den Auftrag als außerplanmäßige Aufwendung gemäß § 100 Gemeindeord-
nung zu erteilen. Der Gemeinderat beschließt die Auftragsvergabe als überplanmäßige Aufwendung 
zur Buchungsstelle 025/51160.562590 gemäß § 100 Gemeindeordnung. 
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D)  
Der Gemeinderat beschließt die Durchführung einer schalltechnischen Untersuchung und ermächtigt 
den Ortsbürgermeister, den Auftrag als außerplanmäßige Aufwendung gemäß § 100 Gemeinde-ord-
nung zu erteilen. Der Gemeinderat beschließt die Auftragsvergabe als überplanmäßige Aufwendung 
zur Buchungsstelle 025/51160.562590 gemäß § 100 Gemeindeordnung. 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 025/51160.562590 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Schaad) 
Haushaltsachbearbeiter 

 
 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Hildebrandt)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiter  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 

 
 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Zu A) 
 
Die Ortsgemeinden haben gemäß § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die 
bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe der einschlä-gigen 
Gesetze vorzubereiten und zu leiten.  
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Bahngelände/Bahnhofstraße, 1. Änderung“ sollen die bau-
planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Neubau einer vorhabenbezogenen Wohnbebauung so-
wie einer Kindertagesstätte geschaffen werden.  
 
• Städtebauliche Begründung und Ziele der Planung:   
 
Die Gemeinde Hahnheim plant, gemeinsam mit der Kreiswohnungsbaugesellschaft des Landkreises 
Mainz-Bingen, die Gründung einer Projektgesellschaft. Gegenstand des Unternehmens - Wohnen in 
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Hahnheim UG & Co.KG - ist eine sichere und sozial verantwortbare Wohnversorgung von breiten 
Schichten der Bevölkerung in der Ortgemeinde Hahnheim. Das Angebot an Wohnraum soll mit dem 
Betreuungsangebot einer Kindertagesstätte ergänzt werden. Für die Umsetzung dieses Unterneh-
mensziels, soll auf dem gemeindeeigen Grundstück in der Bahnhofstraße ein gemeinsames Gebäude 
errichtet werden, indem beide Nutzungen untergebracht werden sollen.  
Das betroffene Grundstück befindet sich im räumlichen Geltungsbereich des rechtsverbindlichen Be-
bauungsplanes „Bahngelände/Bahnhofstraße“. Die planungsrechtliche Festsetzung sieht eine ge-
mischte Nutzung (Mischgebiet) sowie eine Gemeinbedarfsfläche mit Zweckbestimmung Verwaltung 
vor.   
Um die geplante städtebauliche Entwicklung des Vorhabens umzusetzen, bedarf es einer Änderung 
des Bebauungsplanes. Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine Größenordnung von ca. 3.200 qm.   
 
• Bauleitplanverfahren/Bauleitplanung  
 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB als Bebauungsplan der In-
nenentwicklung aufgestellt um innerörtliches Flächenpotenzial für die Siedlungsentwicklung her-an-
zuziehen. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB wird im beschleunigten 
Verfahren von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, 
von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Absatz 1 BauGB abgesehen. Das Bauleitplan-
verfahren sieht von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB ab. Der betroffenen Öffentlichkeit wird Gelegenheit zur Stellungnahme durch Auslegung über 
die Dauer von einem Monat gegeben.  
 
 
Zu B) 
 
Für die Durchführung eines Bebauungsplanverfahrens ist zunächst ein Planungsbüro mit der Erstel-
lung eines Bebauungsplanentwurfs und dessen Grundleistungen zu beauftragen. Mit der Vorlage einer 
Entwurfsfassung des Bebauungsplans kann mit dem anschließenden baurechtlichen Aufstellungsver-
fahren begonnen werden. Die Vergütung der Planungsleistungen regelt die HOAI (Honorarordnung für 
Architekten und Ingenieure). Von einer öffentlichen Ausschreibung der Planungsleistung kann nach 
den Bestimmungen der VgV (Vergabeordnung) abgesehen werden, da der verbindliche Schwellenwert 
nicht überschritten wird. Aus diesen Gründen kann die Gemeinde mit dem Planungsbüro einen ent-
sprechenden Vertrag schließen. 
Das Ingenieur- und Stadtplanungsbüro ist mit den örtlichen Gegebenheiten und der beabsichtigten 
Entwicklung der Stadt vertraut. Der Verbandsgemeindeverwaltung ist das Planungsbüro für seine zu-
verlässige Leistung und Ausführung bekannt. Für die gegenwärtig anstehende Überplanung liegt ein 
Honorarangebot vor. Dieses beinhaltet zusammengefasst alle erforderlichen Planleistungen.  
 
 
Zu C) 
 
Das Plangebiet ist im Hinblick auf mögliche Vorkommen geschützter Tierarten einer speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung zu unterziehen, um im weiteren Verfahren potentiell vorkommende pla-
nungsrelevante Arten berücksichtigen zu können. Bei der geplanten Ausweisung des Plangebietes sind 
u. a. die biotop- und artenschutzrechtlichen Bestimmungen der §§ 30 und 44 Bundesnatur-schutzge-
setz zu beachten. Im Rahmen einer gutachterlichen Prüfung werden die artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände des § 44 Bundesnaturschutzgesetz bezüglich der potenziell und tatsächlich vorkom-
menden geschützten Arten, die durch das Vorhaben eintreten können, ermittelt und dargestellt. Zur 
Sicherstellung des Individuenschutzes werden Aussagen zu Vermeidungs,- Minimierungs- und Kom-
pensationsmaßnahmen getroffen. 
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Die Verbandsgemeindeverwaltung hat geeignete Fachbüros um Vorlage eines Honorarangebotes auf-
gefordert. Die Angebote liegen zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Beschlussvorlage nicht vor, sodass 
die Empfehlung ergeht, den Ortsbürgermeister für eine Auftragserteilung ermächtigt wird.  
Zu D) 
 
Die auf das Baugebiet einwirkenden Immissionen (Schalleinwirkungen der benachbarten Gewer-be-
triebe) sind zur Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse gutachterlich zu ermitteln und an-
hand der einschlägigen Immissionsrichtwerte zu beurteilen. Das Schallgutachten ist Voraus-setzung 
und zwingender Bestandteil einer fachgerechten Abwägung im Aufstellungsverfahren des Bebauungs-
planes. Seine Ergebnisse sind einerseits planerisch zu berücksichtigen und anderseits treffen sie Aus-
sagen zu Schallschutzmaßnahmen für die geplante Wohnnutzung.   
Durch ein Schallgutachten soll die immissionsschutzrechtliche Vereinbarkeit und Schutzbedürftigkeit 
zwischen den jeweiligen Nutzungen beurteilt werden 
Die Verbandsgemeindeverwaltung hat geeignete Fachbüros um Vorlage eines Honorarangebotes auf-
gefordert. Die Angebote liegen zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Beschlussvorlage nicht vor, sodass 
die Empfehlung ergeht, den Ortsbürgermeister für eine Auftragserteilung ermächtigt wird.  
 
 
Anlage:  Räumlicher Geltungsbereich 
   
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 


